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1. Antragstext 

B.2.1.1 Siedlungsstrategie weiterentwickeln 

Die Gesamtfläche des nutzbaren Kulturlandes auf Kantonsgebiet wird nicht weiter reduziert. 

2. Begründung 

Kulturland steht von verschiedenen Seiten unter Druck. Insbesondere die Siedlungsausdehnung 
und die Ausweitung der Verkehrsflächen gingen in den letzten Jahren auf Kosten des Kultur-
landes ungebremst voran.  

Die deutliche Annahme des nationalen Raumplanungsgesetzes im März 2013 - im Kanton Solo-
thurn noch deutlicher als landesweit - hat gezeigt, dass die Zielsetzung des haushälterischen 
Umgangs mit dem Boden nicht nur von sehr vielen Stimmberechtigten geteilt wird, sondern 
dass die landschaftsverbrauchende Entwicklung der letzten Jahrzehnte nicht mehr länger hin-
genommen wird. 

Das Siedlungsgebiet des Kantons Solothurn umfasst die Bauzonen und die Reservezonen. Das 
Potenzial für neue Bauten und zukunftsfähige Nutzungen innerhalb der heutigen Bauzonen ist 
gross. Bedeutsam sind a) die Flächen ehemaliger Industrie- und Gewerbeareale, b) die Potenzia-
le einer Entwicklung nach innen, speziell in den regionalen Zentren, c) die Schliessung von Bau-
lücken sowie die bessere zonenkonforme Ausnutzung in Gewerbe- und in Wohnzonen in prak-
tisch allen Gemeinden des Kantons, d) effizientere Nutzung der Verkehrsfläche. 

Der Kanton kann mit Beratung und mit Anreizsystemen diese Entwicklungen voranbringen, so 
dass im Verlauf der Legislatur 2013-17 keine Umwandlung von Reservezonen in Bauzonen und 
keine weitere Ausdehnung des Siedlungsgebietes notwendig werden. Allfällige Ausnahmen sol-
len kompensiert werden, so dass die Gesamtfläche an Kulturland, welches bisher nicht in 
Bauzonen liegt, erhalten bleibt.   

3. Stellungnahme des Regierungsrates 

Nach Artikel 73 Absatz 1 Kantonsverfassung (KV; BGS 111.1) behandelt der Kantonsrat den Le-
gislaturplan und nimmt davon Kenntnis. Gemäss Absatz 2 kann der Kantonsrat mit einem Pla-
nungsbeschluss den Regierungsrat beauftragen, eine Staatsaufgabe in eine bestimmte Richtung 
zu entwickeln. 
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Eingaben als Planungsbeschlüsse, welche die Priorisierung der Ziele und Planungsabsichten der 
regierungsrätlichen Legislaturplanung abändern wollen, setzen keine neuen Schwerpunkte, 
sondern beabsichtigen lediglich eine Änderung der zeitlichen Umsetzung eines bereits vom Re-
gierungsrat festgesetzten Legislaturzieles. Mit anderen Worten: es werden damit keine strategi-
schen Schwerpunkte gesetzt, vielmehr wird mit solchen Planungsbeschlüssen in den operativen 
Aufgabenbereich des Regierungsrates eingegriffen, weshalb wir diese als unzulässig, zumindest 
aber bei einer allfälligen Überweisung als nicht verbindlich erachten. 

Der Planungsbeschluss der Fraktion Grüne verfolgt zwar dieselben Ziele wie sie die Regierung 
im Raumkonzept Kanton Solothurn im letzten Sommer verabschiedet hat. In seiner absoluten 
Form lässt sich der Vorstosstext aber nicht mit dem verschärften Raumplanungsgesetz (RPG; 
SR 700) des Bundes in Übereinstimmung bringen. 

Auch rechtskräftige Bauzonen können nutzbares Kulturland umfassen. Dieses lässt sich nur dann 
zurückzonen, wenn sich die Bauzonen im Rahmen einer Ortsplanungsrevision insgesamt als zu 
gross erweisen. Im Entwurf des Kantonalen Richtplanes (S. 50) wird dargelegt, dass die Bauzo-
nen im Kanton Solothurn den mittelfristigen (15-jährigen) Bauzonenbedarf im Kanton Solo-
thurn abdecken. Wir gehen auch nicht davon aus, dass der Bund die Bauzonengrösse im Kanton 
als zu gross beurteilt. Nach der Inkraftsetzung des revidierten Raumplanungsgesetzes, welche 
im Frühjahr 2014 vorgesehen ist und bis zur Genehmigung des im Entwurf vorliegenden kanto-
nalen Richtplanes, gelten die strengen Übergangsregeln des verschärften Raumplanungsrechtes 
(Artikel 38a R-RPG): Es darf nur dann eingezont werden, wenn flächengleich ausgezont wird. 
Auch gehen wir davon aus, dass - nach der Genehmigung des überarbeiteten Richtplanes durch 
den Bund - kaum mehr neue Bauzonen geschaffen werden können. Wenn doch, haben Einzo-
nungen innerhalb des im kantonalen Richtplan festgelegten Siedlungsgebietes und nach Vor-
nahme einer umfassenden Interessenabwägung zu erfolgen. 

Aufgrund der neuen, restriktiveren Gesetzgebung des Bundes und der insgesamt genügenden 
Bauzonen im Kanton, gehen wir davon aus, dass sich die Bauzonenfläche im Kanton Solothurn 
bis 2017 nur marginal verändern wird.  

Es ist jedoch durchaus in unserem Interesse, wenn sich der Kanton Solothurn innerhalb der 
rechtskräftigen Bauzonen baulich entwickelt. In rechtskräftigen Bauzonen wurde der baulichen 
Entwicklung gegenüber der Kulturlanderhaltung bereits zu einem früheren Zeitpunkt – bei der 
Einzonung – im Rahmen einer Interessenabwägung der Vorzug gegeben. 

4. Antrag des Regierungsrates 

Nichterheblicherklärung. 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 

 

Vorberatende Kommission 

Umwelt-, Bau- und Wirtschaftskommission 
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Verteiler 

Bau- und Justizdepartement 
Bau- und Justizdepartement (alb) 
Bau- und Justizdepartement (br) 
Amt für Raumplanung (2) 
Aktuarin UMBAWIKO (ste) 
Parlamentsdienste 
Traktandenliste Kantonsrat 
 


